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Sekretariat: Telefon: 0331 / 62 042 73
Frau Singert Telefax: 0331 / 62 042 71
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Sehr geehrte Damen und Herren,

in vorbezeichneter Angelegenheit zeigen wir an, dass wir die Vereini-

gung der Freizeitreiter und –fahrer in Deutschland e.V., Landesverband

in Berlin-Brandenburg, vertreten. Auf uns lautende Vollmacht ist beige-

fügt.

Sie beabsichtigen, Waldwege in Ihrem Zuständigkeitsbereich für das

Reiten und/oder Gespannfahren zu sperren. Hierzu nehme ich Stellung:

Gegen die beabsichtigte Sperrung bestehen durchgreifende Einwände.

Diese lege ich nachstehend dar. Ergänzung bleibt vorbehalten. Ich be-

nötige Akteneinsicht. Diese wird hiermit beantragt.

Im Einzelnen:

Amt für Forstwirtschaft Belzig
Fachteam Hoheit
Forstweg 8

14806 Belzig
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1. Unsere Mandantin ist ein eingetragener Verein, der sich für die Belange des

Freizeitreitsports einsetzt. Der Verein beteiligt sich im Interesse des Freizeit-

sports in baurechtlichen und tierschutzrechtlichen Verwaltungsverfahren und

wird bei öffentlich-rechtlichen Planungsverfahren über den Landessportbund

und den Landespferdesportverband Berlin-Brandenburg hinzugezogen. Für

Einzelheiten des Vereinslebens wird auf die Internetseite verwiesen: www.vfd-

bb.de. Die vorliegende Stellungnahme wird zugleich im Namen des Vereins

und im Namen seiner Mitglieder abgegeben. Auf die beigefügte Mitgliederliste

nehme ich Bezug – um vertrauliche Behandlung wird gebeten.

2. Mit der angekündigten Sperrung einzelner Waldwege in Ihrem Zuständigkeits-

bereich soll – so ersichtlich - erstmals in größerem Umfang von der Waldsper-

rungsverordnung vom 03.05.2004 (WaldsperrV) Gebrauch gemacht werden.

Nach § 18 Abs. 2 Landeswaldgesetz (LWaldG) bedarf das Sperren von Wald

der Genehmigung durch die untere Forstbehörde. Eine Waldsperrung gemäß §

18 Abs. 1 LWaldG bzw. § 1 Abs. 1 WaldsperrV schränkt das allgemeine Be-

tretungsrecht nach § 15 des Landeswaldgesetzes ein. Sie kann sich auf Wald-

gebiete, bestimmte Waldflächen abseits von Wegen (Wegegebot) oder auf be-

stimmte Betretungsarten beziehen (§ 1 Abs. 2 WaldsperrV).

Ihre Bekanntmachung (ohne Datum) einer Anhörung erstreckt sich auf ca. 268

Teilsperrungen von Waldwegen. Es sind ausschließlich die Nutzungsarten

Reiten und Gespannfahren betroffen. Angesichts einer so massiven Ein-

schränkung der Waldnutzung drängt sich der Verdacht auf, dass im Zuständig-

keitsbezirk des Forstamtes Belzig die Entscheidung des Gesetzgebers, den

Reitsport im Allgemeinen Betretungsrecht aufgehen zu lassen, rückgängig ge-

macht werden soll. Ich halte fest, dass öffentliche Interessen für derartige Ein-

schränkungen nicht ansatzweise dargelegt oder erkennbar sind.

2.1. Nach § 15 Abs. 1 LWaldG ist das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erho-

lung MHGHUPDQQ gestattet, soweit dem nicht Interessen der Allgemeinheit ent-

gegenstehen. Für das Reiten im Wald bestimmt § 15 Abs. 4 S. 2 LWaldG, dass

sich das Reiten sowie das Fahren mit nicht motorisierten Gespannen nur auf

Waldwege und Waldrandrundstreifen beschränken darf. Waldwege sind dabei

Wirtschaftswege (§ 15 Abs. 4 S. 3 LWaldG), die von zwei- oder mehrspurigen
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Fahrzeugen befahren werden können. § 15 LWaldG füllt damit den bundes-

rechtlichen Rahmen nach § 14 Bundeswaldgesetz (BWaldG) aus und be-

schreibt die Rechte der Allgemeinheit, die der Waldbesitzer im Rahmen der

Sozialpflichtigkeit dulden muss,

vgl. zur Vorgängerregelung: OVG Brandenburg, NuR 1997, 562.

Der Gesetzgeber hat mit der Einführung eines allgemeinen Betretungsrechts,

insbesondere mit dem Wegfall der Ausweisung von Reitwegen im Wald, eine

Anpassung an die geänderten Nutzungsbedürfnisse der Bevölkerung und der

Waldbesitzer vorgenommen. Im Zuge dieser Überarbeitung ist das allgemeine

Betretungsrecht in § 15 LWaldG erheblich gestärkt und insbesondere auf das

Reiten und Gespannfahren auf Waldwegen erstreckt worden. Mit der generel-

len Freigabe der Waldwege für das Reiten hat sich der Gesetzgeber ausdrück-

lich von einer überholten Vorstellung der Waldnutzung und einer Fehlsteue-

rung der Forstverwaltung verabschiedet (LT-Drucksache 3/6677):

Ä'LH�5HJHOXQJ�]XP�5HLWHQ�LP�:DOG�LP�ELVKHU�JHOWHQGHQ�/DQGHVZDOG�
JHVHW]�PDFKWH�HLQH�$XVZHLVXQJ�YRQ�5HLWZHJHQ�HUIRUGHUOLFK��ZHOFKH
QLFKW�GHQ�8PIDQJ�HUUHLFKWHQ��XP�GLH�YRUKDQGHQHQ�JHVHOOVFKDIWOLFKHQ
$QVSU�FKH� ]X� EHIULHGLJHQ� XQG� GHQ� 9HUKlOWQLVVHQ� LP� /DQG� DXVUHL�
FKHQG� 5HFKQXQJ� ]X� WUDJHQ�� 'LHVH� 5HJHOXQJ� PDFKWH� HLQ� 9HUZDO�
WXQJVKDQGHOQ� GRUW� QRWZHQGLJ�� ZR� EHK|UGOLFKHV� +DQGHOQ� LQ� GLHVHP
8PIDQJ�QLFKW�QRWZHQGLJ�ZDU��QlPOLFK�LP��EHUZLHJHQG�YRUKDQGHQHQ
G�QQ� EHVLHGHOWHQ� OlQGOLFKHQ� 5DXP�� 'LH� QHXH� 5HJHOXQJ� PDFKW� HLQ
9HUZDOWXQJVKDQGHOQ�QXU�QRFK�GD�HUIRUGHUOLFK��ZR�,QWHUHVVHQNROOLVLR�
QHQ�YHUPLHGHQ�ZHUGHQ�P�VVHQ��DOVR�YRUUDQJLJ�LQ�%DOOXQJVJHELHWHQ�
GLH� LP�9HUJOHLFK�]XU�*HVDPWIOlFKH�GHV�/DQGHV�HLQH�XQWHUJHRUGQHWH
5ROOH�HLQQHKPHQ��'RUW�ZLUG�HV�$XIJDEH�GHU�)RUVWYHUZDOWXQJ�VHLQ��GLH
XQWHUVFKLHGOLFKHQ� ,QWHUHVVHQ� DE]XZlJHQ� XQG� JHJHEHQHQIDOOV� GDV
5HLWHQ�DXI�EHVWLPPWHQ�:DOGZHJHQ�]X�XQWHUVDJHQ�
0LW� GLHVHU� QHXHQ� 5HJHOXQJ� ZLUG� IHUQHU� GLH� ,QWHQWLRQ� GHV� 1RYHOOLH�
UXQJVHQWZXUIV�]XP�EUDQGHQEXUJLVFKHQ�1DWXUVFKXW]JHVHW]�DXIJHJULI�
IHQ�� DXI� GHQ� :DOG� �EHUWUDJHQ� XQG� I�U� HLQH� +DUPRQLVLHUXQJ� GHU
5HLWUHJHOXQJ� LQ� GHU� IUHLHQ� /DQGVFKDIW� LQVJHVDPW� JHVRUJW�� 'DPLW
VFKOLH�W� VLFK� GDV� /DQG� %UDQGHQEXUJ� GHU� 0HKU]DKO� GHU� /lQGHU� GHU
%XQGHVUHSXEOLN� 'HXWVFKODQG� DQ�� GLH� HLQH� OLEHUDOH� 5HLWUHJHOXQJ� LP
:DOG�IDYRULVLHUHQ�
6RZRKO�GDV�5HLWHQ�DOV�DXFK�GDV�)DKUHQ�PLW�QLFKW�PRWRULVLHUWHQ�*H�
VSDQQHQ� LVW� QXU� DXI�:DOGZHJHQ� HUODXEW�� GLH� SHU� 'HILQLWLRQ� GLH� *H�
ZlKU� ELHWHQ�� GDVV� HLQ� .RQIOLNW� PLW� DQGHUHQ� (UKROXQJVVXFKHQGHQ
QLFKW� ]X� HUZDUWHQ� LVW�� 'LH�'HILQLWLRQ� GHU�:DOGZHJH� VLFKHUW� HLQH� JH�
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ZLVVH� 0LQGHVWEUHLWH� XQG� ±� HLQHQ� 0LQGHVW]XVWDQG� XQG� VFKOLH�W� GDV
5HLWHQ�DXI�VFKPDOHQ�3IDGHQ�YRQ�YRUQKHUHLQ�DXV�³

2.2. Aus der Gesetzesbegründung folgt, dass der Novellierung eine gesellschafts-

politische Abwägung zugrunde liegt. Anders als in der ursprünglichen Geset-

zesfassung ist im Interessenkonflikt zwischen Erholungsnutzung und Nut-

zungsverbot der Forstwirtschaftliche Nutzungszweck vorweg eingegrenzt wor-

den: „Reiten im Walde“ geht nach der in § 15 LWaldG zum Ausdruck gekom-

menen Abwägungsentscheidung der Nutzungsuntersagung grundsätzlich vor.

Infolge dieser Entscheidung ist auf der Verwaltungsebene zu berücksichtigen,

dass der Freizeitreitsport auf Waldwegen JUXQGVlW]OLFK�]XJHODVVHQ�und nur im

Ausnahmefall, d.h. bei Vorliegen wichtiger Gründe, ausgeschlossen werden

soll. Der Gesetzgeber hat damit ein 5HJHO��$XVQDKPH�9HUKlOWQLV eingeführt.

2.3. Auf die Bestimmung der Sperrungsvoraussetzungen wirkt sich die gesetzgebe-

rische Entscheidung wie folgt aus:

2.3.1. Gemäß § 18 Abs. 3 LWaldG ist eine Waldsperrung nur im öffentlichen Interes-

se zulässig, wenn ZLFKWLJH�*U�QGH�vorliegen, insbesondere

Ä��� GHV�:DOG�� XQG� )RUVWVFKXW]HV� HLQVFKOLH�OLFK� GHU� =LHOH� GHV
1DWXUVFKXW]HV�

��� GHU�RUGQXQJVJHPl�HQ�:DOGEHZLUWVFKDIWXQJ�RGHU
��� GHV�6FKXW]HV�GHU�:DOGEHVXFKHU�³

2.3.1.1. Der Gesetzgeber hat den Begriff des „wichtigen Grundes“ aus der Rahmenre-

gelung des § 14 Abs. 2 BWaldG übernommen hat. Auch wenn § 1 Abs. 1 S. 3

WaldsperrV den Begriff des „wichtigen Grundes“ nicht erwähnt, ist er in die

Zulässigkeitsvoraussetzungen hinein zu lesen. Hatte der Landesgesetzgeber

die „Richtlinie“ des § 14 Abs. 2 BWaldG einzuhalten, ist erst recht der Verord-

nungsgeber an den bundesrechtlichen Rahmen gebunden. Dass demnach öf-

fentliche Interessen, die das Betretensrecht einschränken könnten, von gravie-

rendem Gewicht sein müssen, ist insbesondere bei der Auslegung des § 1

Abs. 1 WaldsperrV zu beachten. Nach der genannten Bestimmung nach
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kommt eine Waldsperrung nur in Betracht, wenn entweder eine „Gefahr“ vor-

liegt, oder „erhebliche Beeinträchtigungen“ zu besorgen sind. Versteht man üb-

licherweise unter dem Gefahrenbegriff einen Geschehensablauf, der bei unge-

hindertem Fortgang mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden

führen würde, kann als möglicherweise betroffenes Schutzgut nicht generell

auf den Wald, die Interessen von Waldbesuchern oder der Waldbesitzer ver-

wiesen werden (in diesem Sinne wohl .ORVH�2UII, Forstrecht, 2. Aufl., 1998, §

14 BWaldG, Rn. 102). Denn deren Interessen hat der Gesetzgeber bei der

oben dargestellten Abwägungsentscheidung in Bezug auf die Benutzung der

Waldwege bereits berücksichtigt und – pauschal und vergröbert formuliert – als

Regelfall zurücktreten lassen. Eine Gefahr im Sinne des § 1 Abs. 1 WaldsperrV

kann demnach nur gegeben sein, wenn durch Freitzeitreitsport und andere

Waldnutzungen (§ 15 Abs. 4 S. 3 LWaldG) eine atypische, also vom Gesetz-

geber noch nicht berücksichtigte Gefahrenlage festgestellt werden kann. Dass

eine solche bei der von Ihnen beabsichtigten Sperrung von 268 Waldwegen (!)

pauschal vorliegen würde, ist bisher nicht dargetan und für mich auch sonst

nicht ersichtlich.

2.3.1.2. Zu einem ähnlichen Ergebnis gelangt man, wenn man darauf abstellt, dass

nach § 1 Abs. 1 WaldsperrV „erhebliche Beeinträchtigungen“ die Waldsperrung

rechtfertigen könne. Der Begriff der „erheblichen“ Beeinträchtigungen belegt,

dass eine schlichte Beeinträchtigung, die also dem Freizeitreitsport sozusagen

immanent ist, zur Sperrung nicht ausreicht, also von anderen Nutzungsberech-

tigten hinzunehmen ist. Nur Beeinträchtigungen, die über die typische Gefähr-

dungslage hinausgehen, können dem Nutzungsinteresse des Reitsports ent-

gegen gehalten werden. Dass derart gravierende Beeinträchtigungen zu be-

fürchten wären, ist im gegenwärtigen Stand des Verfahrens nicht festzustellen.

2.3.2. Aus der dargestellten Systematik folgt allerdings, dass die Bekanntmachung

der Anhörung von einem Missverständnis geprägt ist. Nicht die Anhörungsbe-

rechtigten haben die gegen die Sperrung streitenden Gründe darzulegen, son-

dern Sie als die Behörde, die einen Ausnahmetatbestand verwirklichen will,

haben die Umstände anzugeben, die die Sperrung rechtfertigen. Die Darle-

gungs- und Beweislast für die beabsichtigte Sperrung obliegt Ihnen. Es ist Auf-

gabe der unteren Forstbehörde, dieser Darlegungs- und Beweislast nachzu-
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kommen. Darlegungsmängel und Beweisschwierigkeiten gehen zu Lasten der

unteren Forstbehörde. Dem entsprechend ist auch der Eindruck in der öffentli-

chen Bekanntmachung zu korrigieren, nachdem es Sache der Allgemeinheit

wäre, eine Begründung dafür vorzutragen, weshalb ein Waldweg für das Rei-

ten bzw. Gespannfahren offen zu halten wäre. Ausdrücklich verlangen Sie eine

ausführliche Darstellung der Interessen und Gründe für eine „Nichtsperrung“.

Festzuhalten ist, dass die Nicht-Sperrung durch die Entscheidung des Gesetz-

gebers in § 15 LWaldG als Regelfall vorauszusetzen ist: Das Reiten auf Wald-

wegen bedarf demnach keiner Begründung und – entgegen der früheren

Rechtslage – keiner behördlichen Zulassung.

3. Geht man hiervon aus, steht fest, dass im Hinblick auf Ihre Sperrungsabsichten

wichtige Gründe im Sinne des § 18 Abs. 3 LWaldG nicht ansatzweise dargetan

sind.

Î Teilweise sind Wege in Ihrer Bekanntmachung genannt, die nicht von der

Zuständigkeit des Forstamtes Belzig erfasst sind, z.B. öffentliche Wege

(wie der Schwarze Weg Buchholz-Werdermühle), Feldwege außerhalb

des Waldes (z.B. westlicher Teil des Weges Nr. 183 bei Buchholz).

Î Teilweise sind Waldwege aufgeführt, die vor der Novelle des Waldgeset-

zes als Reitwege ausgewiesen waren, „wichtige Gründe“ für den Aus-

schluss des Reitsportes also bereits von Ihrer Behörde ausgeschlossen

worden sind. Hier sind auch die Waldwege auf der Naturpark-Reitroute

(z.B. Zuweg zum Hof Reetzerhütten) und der Kremserrundweg zu erwäh-

nen, die erst vor kurzem mit Zustimmung der Forstbehörden mit EU-

Fördermitteln eingerichtet worden sind. Hier dürfte bereits der Einwand

widersprüchlichen Verhaltens der Forstbehörde einer Sperrung entge-

genstehen.

Î Eine Differenzierung der ausgeschlossenen Nutzungsart nach Reiten und

Gespannfahren wird in keinem Fall vorgenommen. Ein Gleichbehand-

lungsverstoß ist darin ebenso zu sehen wie in der unterschiedlichen Be-

handlung des Reitsportes gegenüber anderen Waldsportarten (Nordic

Walking, Crossradfahren, Joggen). Festzuhalten ist, dass die meisten be-

troffenen Wege in ländlichen Regionen und nicht im Ballungsraum um
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Berlin liegen. Interessenkollisionen und Nutzungskonflikte sind bei keinem

der Wege bekannt. Die genannten Wanderwege im Fläming sind zudem

so gering frequentiert, dass eine Gefahr für Wanderer von den Freizeit-

reitern nicht ausgeht.

3.1. Dem entsprechend geht auch das Anhörungsrecht unseres Mandanten

ins Leere. Wozu soll unser Mandant Stellung nehmen? Anhand des aus-

gelegten Kartenmaterials lassen sich Lage und Länge der beabsichtigten

Sperrung nicht sicher nachvollziehen. Häufig scheinen Wege unter einer

Nummer zusammengefasst zu sein, die unterschiedliche Funktionen und

Eigentümer haben. So werden auch Waldwege genannt, die durch § 15

Abs. 4 S. 3 LWaldG bereits für das Reiten gesperrt sind (einspurige Wege

oder Pfade). Ein weiterer Abgleich der Wegeliste und der dazugehörigen

Karten ist bereits nach einer überschlägigen Prüfung mit Sicherheit nach-

zuholen. Da allen Beteiligten aber ein Recht auf Kenntnisnahme von den

der Behörde bekannten, für die Entscheidung erheblichen Tatsachen oder

Anträgen zusteht, ist nach § 28 VwVfG das hiermit geltend gemachte

Recht auf

$NWHQHLQVLFKW

zu berücksichtigen. § 28 VwVfG kommt zur Anwendung. Die von Ihnen

beabsichtigte Sperrung ist als Allgemeinverfügung Verwaltungsakt im

Sinne des § 35 S. 2 VwVfG Bbg. Daher bitten wir mit unserem Büro ab-

zusprechen, wann es uns ermöglicht wird, Einsicht in die bei Ihnen ge-

führten Unterlagen zu nehmen. Eine ergänzende Stellungnahme behalten

wir uns vor.

3.2. Gegenüber unserer Bitte und der Ankündigung weiteren Vortrages kann

nicht auf die von Ihnen gesetzte Anhörungsfrist verwiesen werden. Die

Anhörungsfrist wäre gegebenenfalls zu verlängern. Sie muss angemes-

sen sein. Die Angemessenheit bedeutet hier, dass mehr als 270 Wege

das Vorliegen der Sperrungsvoraussetzungen darzutun ist. Im konkreten
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Fall bedarf es bei unserem Mandanten der Abstimmung mit den in den

einzelnen Regionen wohnenden Vereinsmitgliedern.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Herrmann


